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^ s 6  d ie  W  ~ ^ im 'b c n tiio c k c
Umfrage über die betriebs- und volkswirtsdiaftlidien Auswirkungen einer Arbeitszeitverkürzung

A us Kreisen der W issenschqß:

„Nodi etwas warten —
dann in wohldosierten Sdiritten . . . "

D ie Forderung der Gewerksdiaf­
ten auf Einführung der 40-Stun- 

denwodie liegt durdiaus auf der Li­
nie der bisherigen Entwidclung. Die 
USA als w irtsdiaftlidi am w eite­
sten fortgesdirittenes Land haben 
diese Stufe sdion seit langer Zeit 
erreidit und bewegen sidi auf die 
32-Stundenwodie zu. Die ständige 
Steigerung der Arbeitsprodukti­
vität, die in erster Linie auf immer 
weiter getriebene M edianisierung 
der Produktion zurüdizuführen ist, 
hat die Arbeitszeitverkürzung er- 
möglidit, ohne daß das Sozialprodukt 
zurüdcging. Die teilweise Ausnut­
zung der Produktivitätsfortsdiritte 
zur Verlängerung der arbeitsfreien 
Zeit erscheint nidit nur aus huma­
nitären Gründen sinnvoll, sondern 
unter dem Gesiditspunkt der Pflege 
und Regeneration der A rbeitskraft 
im Zeitalter der strapazierten N er­
ven geradezu notwendig.

Konkurrenz von Arbeitszeit­
verkürzung und Lohnerhöhung
Die Hauptproblematik der ver­

langten Arbeitszeitkürzung ergibt 
sidi aus der Forderung nadi vollem 
Lohnausgleidi. Die 40-Stundenwodie 
bedeutet damit A rbeitszeitverkür­
zung und Lohnerhöhung zugleidi. 
Beide Änderungen für sidi führen 
bereits zu Sdiwierigkeiten, die 
man sidi klar m adien muß, um 
besser zu sehen, weldie Probleme 
ihre Kombination aufwirft. W ird 
lediglidi die Arbeitszeit gekürzt, 
so müssen die Brandien mit sog. 
kontinuierlidier Fertigung eine 
neue Sdiiditeneinteilung vorneh­
men und zusätzlidie Arbeitskräfte 
einstellen, was zu einer V erteue­

rung der Produktion führt und bei 
angespannter Lage auf dem A r­
beitsm arkt zu Sdiw ierigkeiten in 
der Besdiaffung dieser A rbeits­
kräfte. Ähnlidies gilt für die Ex­
portindustrien, die ihre Produk­
tionsvolumen nidit drosseln dürfen, 
wenn sie  die Auslandsaufträge 
nidit verlieren wollen, w as trotz 
der augenbliddidi günstigen außen- 
w irtsdiaftlidien Lage gar nidit im 
Sinne der deutsdien Volkswirt­
sdiaft wäre. Es ist n id it immer 
leidit, durdi Vermehrung der A r­
beitskräfte eine M inderung der 
Arbeitszeit zu kompensieren. W ird 
eine Lohnerhöhung durdigeführt 
bei unveränderter Arbeitszeit, so 
muß im D urdisdinitt in  dem Um­
fang mit einer nadifolgenden Preis­
steigerung geredinet werden, in 
dem diese über die Steigerung der 
A rbeitsproduktivität hinausgeht. 
Es ist n id it anzunehmen, daß die 
Unternehmer die höheren Lohn­
kosten durdi eine Verminderung 
ihrer Gewinnzusdiläge auffangen. 
Die zusätzlidien Lohnausgaben 
kommen im D urdisdinitt als zu- 
sätzlidie Erlöse wieder herein.

Preisauftrieb bei Überschreiten 
des Produktivitätsspielraums

Bei einer Kombination beider 
Maßnahmen tritt eine Summierung 
der besdiriebeneh W irkungen ein, 
und zugleidi ist die Gefahr der 
Preissteigerungen hier in  verstärk­
tem  Maße gegeben, weil bei Über­
schreitung des durdi die Produk­
tivitätserhöhung gegebenen Spiel­
raums die Preissteigerung im 
Durchschnitt ganz autom atisdi ein- 
tritt: dem auf Grund der Produk­

tionsverminderung kleiner gewor­
denen W arenangebot steht eine 
gleich gebliebene Nachfrage gegen­
über. Von entsdieidender Bedeu­
tung ist somit die Anpassung der 
A rbeitszeitkürzung an die Produk­
tivitätsentwicklung. Bewegt sie 
sich in deren Rahmen, so braucht 
eine generelle Preissteigerung nicht 
befürchtet zu werden. Praktisch 
bedeutet dies, daß eine Verkürzung 
der Arbeitszeit von 48 auf 40 Stun­
den, also um I6-/3V01, nicht auf einmal 
verkraftet werden kann. Die durch­
schnittlichen Produktivitätssteige­
rungen von jährlich ca. 6 ®/o in den 
letzten Jahren sind im großen und 
ganzen zu Lohnsteigerungen aus­
genutzt worden. W ürden die A r­
beitnehm er ein Jah r völlig auf 
solche verzichten, so könnte eine 
Reduktion der Arbeitszeit um 
4 Stunden wahrscheinlich ohne 
größere Preissteigerungsgefahren 
vorgenommen werden, denn es ist 
anzunehmen, daß die Arbeitszeit­
kürzung selbst einen produktivi­
tätssteigernden Effekt hat, der aus­
reicht, um zusammen mit der Jah­
reszuwachsrate die A rbeitszeitkür­
zung gerade zu kompensieren, so 
daß das Sozialprodukt gehalten 
w erden kann. Mit einer vollen 
Kompensation durch eine von der 
Arbeitszeitkürzung ausgelöste Pro­
duktivitätssteigerung dürfte jedoch 
auch in diesem milderen Fall nicht 
zu rechnen sein, wenn auch die 
Arbeitsphysiologen beobachtet ha­
ben, daß die Leistung pro Stunde 
bei kürzerer Arbeitszeit höher 
liegt. Mit der W irkung von Ratio­
nalisierungsmaßnahmen, die durch 
die Arbeitszeitkürzung hervorge­
rufen würden, dürfte m an erst auf 
längere Sidit rechnen, da diese 
Organisationsänderungen und In­
vestitionen erfordern.

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“ veröffentlichten Beiträge sind fre ie  Meinungsäußerungen von Per­
sönlichkeiten aus W irtsdiaft und Politik und von in- und ausländischen Mitarbeitern. Sie enthalten keine 
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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Branchenmäßiges Vorgehen 
verändert Lohnstruktur

Für die einzelnen Branchen würde 
sidi eine einheitliche Arbeitszeit­
kürzung naturgemäß sehr verschie­
den auswirken, und zwar in doppel­
ter Hinsicht; einmal w ären sie je 
nach der Lohnintensität der Pro­
duktion zunächst verschieden be­
troffen, zum anderen w ürde sich 
ihre Lage nach ihrem relativen 
Produktivitätsniveau richten. Die 
unterschiedliche Belastung mit hö­
heren Lohnsätzen je  nach der Lohn­
intensität würde sich, von verhältnis­
mäßig wenigen Fällen sta rk  kapi­
talintensiver Produktion abgesehen, 
über die Vorprodukte rasch aus- 
gleichen, der Vorsprung bzw. das 
Zurückbleiben gegenüber dem 
durchschnittlidien Produktivitäts­
stand müßten und könnten über 
Preissenkungen bzw. -erhöhungen, 
die sich im Durchschnitt ausglei- 
chen würden, kompensiert werden.

W ürde man ein branchenweises 
Vorgehen bei der A rbeitszeitkür­
zung anstreben, so ergäben sich 
daraus erhebliche Veränderungen 
der Lohnstruktur, die als ungerecht 
empfunden würden. Die w ahr­
scheinliche Folge würden entspre­
chende Forderungen der A rbeit­
nehm er in den produktivitätsm äßig 
zurückgebliebenen Branchen sein. 
Diese würden mit allen Mitteln 
durchgesetzt und damit eine durch­
schnittliche Preissteigerung unver­
meidlich machen, weil jetzt die Aus­
richtung an den am günstigsten lie­
genden Branchen erfolgen würde 
und nicht am gesamtwirtschaft­
lichen Durchschnitt. Auf die „Grenz­
betriebe“ der einzelnen Branchen 
würde sowohl bei branchenweisem 
als auch bei gesamtwirtschaftlichem 
Vorgehen ein Druck ausgeübt, der 
genau so w irken würde wie bei 
Preissenkungskonkurrenz, und dem 
sie sich nur durch schleunigste Ra­
tionalisierung entziehen könnten.

Gestattet die Durchschnitts- 
arheitsseit die 40-Stundenwoche ?

Da die heutige Durchschnittsar­
beitszeit in der deutschen W irt­
schaft noch über 48 Stunden liegt, 
ist natürlich zu fragen, ob die For­
derung nach Verkürzung der A r­
beitszeit auf 40 Stunden überhaupt 
in dem Sinne gemeint ist, daß eine 
effektive V erkürzung eintreten soll. 
W äre dies nicht der Fall, so würde

die W irkung lediglich in einer Er­
höhung der Überstundenzahl be­
stehen (durch Herabsetzung der 
normal bezahlten Stunden bei Auf­
rechterhaltung der tatsächlichen 
Arbeitszeit). Die Konsecjuenz w äre 
eine Preiserhöhung: es wäre die 
Situation einer gewöhnlichen Lohn­
erhöhung gegeben. Soll die bis­
herige Stundenzahl nicht beibehal­
ten werden, das Versorgungsni­
veau jedoch unangetastet bleiben, 
so gibt es eben nur den W eg der 
Produktivitätssteigerung.

Zu beachten ist nun aber noch, 
daß in Zukunft die westdeutsche 
W irtschaft vielleicht m ehr als bis­
her für den öffentlichen Bedarf zu 
produzieren hat in Form der für

den Aufbau der Streitkräfte not­
wendigen Güter. Auch dafür muß, 
wenn die private Versorgung nicht 
verm indert werden soll, ein Teil 
der Produktivitätssteigerung in 
Anspruch genommen werden. Es 
erscheint daher fraglich, ob gerade 
der jetzige Zeitpunkt für eine Ar­
beitszeitkürzung günstig ist. Auch 
der private Versorgungsstand ist 
noch nicht auf einem solchen Ni­
veau, daß man nun keine andere 
Sorge m ehr zu haben brauchte, als 
die Arbeitszeit zu verkürzen; man 
möge nur an die Sozialrentner 
denken. W äre es nicht besser, noch 
etwas zu w arten und dann in wohl­
dosierten Schritten die Arbeitszeit 
abzubauen? (HIJ

Au» K r e iten  des DGB:

Dem Verfall der Arbeitskraft muß Einhalt geboten werden!

D ie  40-Stundenwoche stellt eine 
dringende Notwendigkeit dar, um 
dem beängstigenden Verfall der 
A rbeitskraft Einhalt zu gebieten. 
Diese Tatsache hat die Gewerk­
schaften veranlaßt, die Forderung 
nach der 40-Stundenwoche erneut 
mit besonderem Nachdruck zu ver­
treten. Es handelt sich also keines­
wegs um eine verdeckte Forderung 
nach Lohnerhöhung.

In den Jahren 1950—52 gingen 
V4 aller neu bewilligten Renten der 
Invalidenversicherung an  Menschen, 
die noch nicht 65 Jahre a lt waren j 
das Durchschnittsalter, mit dem sie 
aus dem Arbeitsprozeß ausschieden, 
betrug nur 53 Jahre. Bei den Ange­
stellten w aren es 41 Vc, die infolge 
von Herz-, Gefäß- und Kreislauf­
erkrankungen vorzeitig arbeitsun­
fähig geschrieben wurden. Der A n­
teil der Frauen an der Frühinvali­
disierung ist besonders hoch.

Die Intensivierung und Differen­
zierung des Arbeitsprozesses bean­
sprucht die N erven und geistigen 
Kräfte der A rbeitnehm er in immer 
steigendem Maße. Die Ermüdungs­
und Erschöpfungserscheinungen kön­
nen an einem freien Tag in der 
Woche nicht m ehr ausgeglichen 
werden.

Wie steht es bei 
Dienstleistungsbetrieben ?

Es wird oft behauptet, daß in 
D i e n s t l e i s t u n g s b e t r i e b e n  
durch die Notwendigkeit einer mehr 
oder weniger langen Dienstbereit­

schaft die Einführung der 40- 
Stundenwoche auf Schwierigkeiten 
stößt, wenn nicht gar ganz unmög­
lich ist.

In Krankenhäusern und vielen 
V erkehrsbetrieben z. B. w ird zwar 
nicht in allen Betriebsteilen eine 
Verkürzung der Dienstbereitschaft 
möglich sein. A ber auch in diesen 
Unternehmen bestehen zweifel­
los Rationalisierungsmöglichkeiten, 
durch die zusätzliche Lohnkosten 
aufgefangen w erden können. Bei 
Banken und Versicherungen zeigen 
Beispiele, daß die A rbeitszeitver­
kürzung durchführbar ist: Die Ver­
sicherungsgesellschaft „Deutscher 
Ring“ führte die 5-Tage-Woche mit 
42 /̂2 Std. ein. Die „Bank für Ge­
meinwirtschaft" macht ab 1. Juli 1955 
einen Anfang, indem für jedes 
Belegschaftsmitglied zunächst jeder
2. Samstag frei ist. Auch Handels­
geschäfte haben bereits die 5-Tage- 
Woche eingeführt: In den Eklöh- 
Betrieben in M ünster, Rheine, Osna­
brück und Bielefeld sowie in den 
der gleichen Firma gehörenden Be­
trieben in Dortmund und Hamm, 
die un ter der Firma Uhlmann fir­
mieren, sowie bei der ebenfalls 
angeschlossenen Firma Schreiber 
u. Co., Ludwigshafen, wird wöchent­
lich 42̂ /2 Stunden gearbeitet. Der 
Geschäftsbetrieb läuft wie üblich 
6 Tage.

Den Schwerpunkt der A rbeitszeit­
verkürzung bildet aber zweifellos 
die Industrie.
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Erfahrungen 
in verschiedenen Industrien

In l o h n i n t e n s i v e n  B e ­
t r i e b e n  ist bei Einführung der 
40-Stundenwoche immer eine er­
hebliche Steigerung der A rbeits­
produktivität festzustellen gewesen. 
Prof. Dr. G r a f  vom Max-Planck- 
Institut erklärte kürzlich auf einer 
Tagung der Volkswirtschaftlichen 
Gesellschaft, Hamburg, die in Hei­
ligenhaus bei Düsseldorf stattfand, 
daß Untersuchungen beim Übergang 
von 48 auf 40 Stunden, also bei 
Verkürzung der Arbeitszeit um rd. 
16”/«, folgendes Ergebnis zeigten: 
Männer mit schwerer und m ittel­
schwerer Arbeit leisten im 8-Stun- 
dentag je Stunde 13— IS “/» mehr, 
so daß in 40 Stunden fast die gleiche 
Leistung erbracht wird wie in  der 
48-Stundenwoche. Frauen m it leich­
ter Arbeit leisten nur 7—8 */o mehr. 
Gleichzeitig ist aber bei den Frauen 
ein erheblicher Rückgang der Feier­
schichten zu verzeichnen, so daß 
im Endergebnis auch bei den 
Frauen der Ertrag fast derselbe ist 
wie bei der vorausgegangenen 
längeren Arbeitszeit. Prof. Graf er­
klärte: „Man kann nicht sagen, 
wenn statt 48 Stunden jetzt nur 
40 Stunden gearbeitet wird, muß 
ein Verlust von 16 Vo in der Pro­
duktion eintreten“.

Bestätigungen aus der Praxis: 
Die Firma Eklöh stellte nach Ein­
führung der 42Va ständigen A rbeits­
zeit höhere Leistungen des Einzel­
nen und größere Arbeitsfreude fest. 
Anfänglich errechnete Personal­
kosten von zusätzlidi 15 “/» ergaben 
nach 9 Monaten einen völligen 
Kostenausgleich, so daß trotz der 
5-Tage-Woche eine Erhöhung der

Personalkosten nicht mehr zu ver­
zeichnen ist. — In der Z igaretten­
industrie ist tarifvertraglich eine 
Arbeitszeit von 42*/2 Wochenstun­
den festgelegt. Die Produktivität ist 
erhalten geblieben, und der volle 
Lohnausgleich ist tariflich ver­
ankert. — Die A rbeitszeitverkür­
zung im Bergbau hat nicht zu einer 
sinkenden Schichtleistung, sondern 
sogar zu einer Leistungssteigerung 
geführt.

Auch in k a p i t a l i n t e n s i v e n  
B e t r i e b e n  kann mit einer Er­
höhung der A rbeitsproduktivität 
gerechnet werden. Da aber in die­
sen Betrieben der Anteil der Lohn­
kosten an den Gesamtkosten ohne­
hin geringfügig ist (z.B. in  W asser­
kraftw erken 6”/», Kokereien und Bri­
kettfabriken 8—10 “/oi, chemischen 
Fabriken 7'’/oi usw.), sind bei diesem 
Betriebstyp die gegen die Einfüh­
rung der 40-Stundenwoche vorge­
brachten Bedenken in der Regel 
noch weniger am Platze als bei 
lohnintensiven Betrieben. — Im 
übrigen wird häufig übersehen, daß 
schon durch die normalen Ersatz­
investitionen eine ständige Produk­
tivitätssteigerung bew irkt wird.

Beispiele aus der Praxis zeigen, 
daß die Arbeitszeitverkürzung in 
kapitalintensiven Betrieben keiner­
lei Nachteile bringt: Generaldirek­
tor Dr. K u s s  erklärte kürzlich in 
Heiligenhaus, daß die Kupferhütte 
in den letzten 2 Jahren die notwen­
digen V orbereitungen für die 40- 
Stundenwoche getroffen hat mit 
dem Ergebnis, daß ihre Einführung 
keine Verschlechterung,- sondern 
sogar eine Verbesserung des Er­
trages bringen wird, ohne daß dem 
A rbeiter m ehr zugemutet werden

muß. — Durch Arbeitszeitmaßnah­
men in einem großen Stahlwerk des 
Ruhrgebietes, die im wesentlichen 
in einer Herabsetzung der bisheri­
gen Arbeitszeit von wöchentlich 
53 auf 42 Stunden mit vollem Lohn­
ausgleich und Einführung der soge­
nannten rollenden Arbeitswoche 
bestanden, konnte eine beachtliche 
Steigerung der Produktion und ein 
günstigerer Gesundheitszustand der 
Belegschaft erzielt werden. — Die 
Ford-W erke, Köln, haben bereits 
seit Bestehen die 40-Stundenwoche 
ohne Beeinträchtigung der Konkur­
renzfähigkeit.

Rationalisieren
heißt nicht immer Investieren

Selbstverständlich wird das Er­
gebnis der Leistungssteigerung 
durch die Arbeitnehm er unterschied­
lich sein, je  nachdem, ob es sich um 
A rbeiten handelt, deren Zeitmaß 
überwiegend von Maschinen be­
stimmt ist oder nicht.

Im Durchschnitt berechnete Prof. 
Graf, daß die Hälfte der A rbeits­
zeitverkürzung vom Arbeitnehmer 
aufgefangen wird. Gleichzeitig wird 
die Arbeitszeitverkürzung einen 
Druck zur Rationalisierung ausüben.

Prof. Graf warnte davor, bei Ra­
tionalisierung immer nur an die 
Anschaffung kostspieliger Maschi­
nen zu denken. Es gibt viele Maß­
nahm en zur Steigerung der Pro­
duktivität, die kein oder nur wenig 
Geld kosten. Die Betriebsorgani­
satoren sind bekanntlich gut be­
schäftigt. Sie helfen nicht nur, das 
Formularwesen zu verbessern und 
den Fluß des Geschäftsganges zu 
erleichtern, sondern auch rein tech­
nisch die „Betriebsblindheit' zu 
überwinden, indem sie Anregun-

m tm o P h
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gen für neue W ege geben und Er- 
rüngensdiaften anderer Betriebe 
übertragen. Auch die Zeitstudien-, 
verfahren weisen schon lange den 
W eg zu Produktivitätssteigerungen 
ohne kostspielige Investitionen. 
Echte Einsparungen können audi 
durdi den W egfall der betrieblidien 
Kosten am Samstag eintreten. Kür­
zere Arbeitszeiten führen audi zu 
einem Rüdjgang der Fehlzeiten 
und in vielen Betrieben zu gerin­
geren Kosten bei gleidier Ausbrin­
gungsmenge (z.B. geringerer Strom- 
verbraudi durdi weniger Leergang 
der Masdiinen).

Der gegenwärtige 
Zeitpunkt ist günstig

Der gegenwärtige Zeitpunkt ist 
für die Einführung der 40-Stunden- 
wodie günstig. Evtl. notwendig 
werdende, mit Kapitaleinsatz ver­
bundene Rationalisierungsmaßnah­
men lassen sidi in einer Hodikon- 
junktur ohne weiteres finanziell 
verkraften, sdiw ieriger wird es in 
«iner abflauenden Konjunktur oder 
gar in einer Depression.

Im übrigen wurde bereits dar­
gelegt, daß es hödiste Zeit ist, den 
Raubbau an der A rbeitskraft ab­
zustellen und A rbeitskraft und Ar­
beitszeit w irtsdiaftlidier zu ver­
wenden. Dies ist audi im Hinblick 
auf die Tatsadie, daß in  den näch­
sten Jahren nur geburtensdiwache 
Jahrgänge in den Arbeitsprozeß 
eintreten, ein dringendes Bedürfnis. 
W eiter wird die 40-Stundenwodie 
viele Mensdien, insbesondere 
Frauen, veranlassen, sidi in den 
Arbeitsprozeß einzuschalten. Das 
Arbeitskräftepotential wird also 
steigen.

Die Gewerksdiaften empfehlen 
nidit für alle Betriebe den sofor­
tigen Übergang von der 48- zur 40- 
Stundenwodie. Wo Schwierigkeiten 
bestehen, sollte nadi einem Stufen­
plan, der den betrieblidien Mög- 
lidikeiten angepaßt ist, vorgegan­
gen werden. Dann sind ungünstige 
Auswirkungen auf das innere Preis­
gefüge und die Konkurrenzfähig­
keit mit dem Ausland nicht zu be­
fürchten. Dr. Kuss vertritt die 
Ansidit, daß bei einer gründlidien 
Überprüfung der Betriebe und ent- 
sprediender Vorbereitung die 40- 
Stundenwodie in einem Sdiritt er­
reid it werden kann. Geeignete W ege 
gibt es s. E. in jedem  Betrieb. Aber

es wird immer schledit und gut 
geleitete Betriebe geben. Dann 
würde entsprediend den Gesetzen 
der M arktwirtschaft die W anderung 
zum „besten W irt“ eintreten.

Es ist eine Erfahrungstatsadie, 
daß in Am erika die M edianisierung 
und audi Autom atisierung der In­
dustrie zu einem verstärkten Be­
darf an  Fadiarbeitern geführt hat. 
Prof. Sdielsky hat in  diesen Tagen 
aufgezeigt, daß die neue industri­
elle Entwidilung einen besonders 
qualifizierten Arbeiterstamm für die 
w iditigen Funktionen der Kon­
trolle notwendig madit. Fachar- 
beiternadiw udis muß daher ver­
stärkt herangebildet werden.

D r.H erbert Gross erklärte; „Ohne 
den Übergang zur 5-Tage-Wodie 
w ird unser Nadiwudisproblem  im­
mer schwieriger werden; besonders 
in W irtsdiaftszweigen wie dem 
Einzelhandel oder im Büro.“

A u t K reisen  d er  D A G :

Unternehmer, die die 40-Stunden- 
wodie eingeführt haben, berichten 
ausschließlidi über positive Erfah­
rungen: Steigerung der Arbeits­
freude und A rbeitsbereitsdiaft und 
damit zusammenhängende Lei­
stungssteigerung, kein oder nur 
vorübergehender Anstieg der Lohn­
kosten. Die Einwände, die heute 
nodi gegen die 40-Stundenwodie 
erhoben werden, sind die gleidien, 
die statische Denker schon vor Er­
laß der Sozialgesetzgebung und 
vor Einführung des 8-Stundentages 
vorbraditen. Immer sagten sie un­
günstige oder sogar katastrophale 
w irtsdiaftlidie Auswirkungen vor­
aus — die dann nicht eintraten. 
W eldien Sinn sollte audi sonst die 
M edianisierung und die ständig 
steigende Gütererzeugung haben, 
wenn sie nicht dem M ensdien durch 
m ehr Freizeit und höheren Lebens­
standard zugute käme? (Hs)

Arbeitszeitverkürzung sdiafft Produktivitätssteigerung

E s  kann keinem Zweifel un ter­
liegen, daß der technische Fort- 
sd iritt und die Früchte der tedi- 
nisdien Zivilisation den großen 
Massen der Arbeitnehmer nur un­
vollkommen zugute gekommen 
sind. Im besonderen die gesetzlidie 
Regelung der Arbeitszeit ist in 
Deutschland, im Gegensatz zur Ent­
wicklung im Ausland, seit 1918 un­
verändert geblieben, obwohl die 
Produktivität seit jener Zeit um 
ein Vielfaches gesteigert werden 
konnte. Lohn- und G ehaltserhöhun­
gen sind zwar erfolgt, w urden je ­
doch in erheblichem Umfang kom­
pensiert durdi eine parallel lau­
fende Bewegung der Preise. Die 
gesteigerte Produktivität der deut­
schen W irtsdiaft seit 1918 ist da­
her in entscheidenden Punkten bis 
heute ohne das notwendige Äqui­
valent für die A rbeitnehm er und 
für deren M ehrleistung geblieben.

Keine verdeckte Lohnerhöhung I 
Die Forderung nach Verkürzung 

der Arbeitszeit ist keine verdedcte 
Forderung nadi Lohnerhöhungen. 
Die Gewerksdiaften sehen es als 
ihre Aufgabe an, neben den lohn- 
und gehaltspolitisdien Forderun­
gen-audi die ideelle Seite der Ar­
beitsbedingungen zu vertreten. Der 
im modernen W irtschaftsleben ste ­

hende Mensch wird in einem Maße 
strapaziert, das besdiränkte Lei­
stungskraft und häufig frühe A r­
beitsunfähigkeit zur Folge hat. Da 
die G ewerksdiaften der Meinung 
sind, daß die mit der Verkürzung 
der Arbeitszeit verbundene V er­
stärkung der seelisdien und physi- 
sdien Reserven der Arbeitnehm er 
aud i in der A rbeitsintensität ihren 
Niederschlag findet und heute lei­
der üblidie, aber unverm eidbare 
Ausfälle zurüdcgehen werden, muß 
auch am  Prinzip des vollen Lohn- 
und Gehaltsausgleidis bei Einfüh­
rung der 40-Stundenwodie festge­
halten werden. Dieser Ausgleidi 
bedeutet keine Gehaltserhöhung, 
da ja  der gleiche wirtsdiaftliche 
Effekt — nur in verkürzter Arbeits­
zeit — erzielt wird. Unabhängig 
von der V erkürzung der A rbeits­
zeit laufen die tarifpolitischen Be­
wegungen selbstverständlidi w ei­
ter. Diese tarifpolitischen Bewe­
gungen zielen nidit etwa nur dar­
auf ab, Ansdiluß an  das Preisge­
füge zu finden oder aber geredite 
Relationen in  der Bewertung der 
einzelnen Arbeitnehm ergruppen 
herzustellen (die Angestellten, wie 
alle nichtkörperlidi Arbeitenden, 
sind nadi wie vor unterbewertet), 
sondern sie zielen vor allem dar­
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auf ab, den Arbeitnehmern den 
ihren Leistungen entspredienden 
Anteil am Gesamtproduktionser­
trag zu sidiern. Dies gilt um so 
mehr, als ja ein Teil des Unter­
nehmungsgewinns im Betrieb ver­
bleibt und sich dort in Vermehrung 
der Anlagegüter und der V er­
mögenssubstanz niedersdilägt, ein 
Teil, der verm ögensreditlidi aus- 
sdiließlldi der Kapitalseite zufließt, 
obwohl nidit übersehen werden 
kann, daß an seiner Sdiaffung 
beide Seiten — Kapital und Ar­
beit — beteiligt waren.

Stufenweise durchführen !
Es ist ein allgemein anerkann­

ter Grundsatz, daß die 40-Stunden- 
wodie nidit in allen W irtsdiafts­
zweigen und Unternehmen linear 
eingeführt werden kann, sondern 
daß dieses Problem stufenweise in 
Angriff genommen werden muß. 
Entsprediend den tedinisdien Mög- 
lidikeiten der einzelnen Unterneh­
men oder W irtsdiaftszweige ist 
nadi einem bestimmten Phasenplan 
zu verfahren, auf Grund dessen 
einer wödientlidien Arbeitszeit von 
40 Stunden Sdiritt um Sdiritt näher­
gekommen werden soll. Ein soldier 
Phasenplan braudit sid i indes 
keineswegs über Jahre hinaus zu er- 
stredcen. Bei reinen A ngestellten­
betrieben, z. B. im Handel, bei den 
Banken und Versidierungen, wird 
der Übergang zur 40-Stundenwodie 
viel sdineller möglidi sein als bei 
Produktionsbetrieben.

Selbstverständlidi sdiließt eine 
Verkürzung der Arbeitszeit die 
Aufgabe ein, die Produktivität in 
der deutsdien W irtsdiaft w eiter zu 
steigern. Das kann nidit durdi ein 
Laisser-faire, sondern nur durdi 
planmäßige Arbeit erreldit werden. 
Dabei sind Maßnahmen tedinisdier 
Rationalisierung mit sozialpoliti- 
sdien Anstrengungen zu koordinie­
ren. Bemerkenswert sdieint, daß 
bei der Erörterung von Problemen 
der Produktivität der W ille und

die Fähigkeit der Arbeitnehmer, 
unter bestimmten Bedingungen zu 
einer M ehrleistung zu kommen, 
völlig untersdiätzt wird. Darüber 
hinaus sind in der der Verkürzung 
der Arbeitszeit parallel laufenden, 
wenn aud i untergeordneten Forde­
rung nadi Einführung der 5-Tage- 
w odie erheblidie Rationalisierungs­
reserven verborgen.

W erden alle diese M öglidikeiten 
zur w eiteren Steigerung der Pro­
duktivität planmäßig ausgenutzt, 
so können sidi negative Folgen 
selbst auf das Kostengefüge der 
kapital- und lohnintensiven Indu­
strie kaum zeigen. Es sdieint aber 
notwendig, darauf hinzuweisen, 
daß die Einführung einer 5-Tage- 
w odie ohne ed ite  Arbeitszeitver­
kürzung sinnlos und gefährlidi ist, 
weil sie die täglidie A rbeitskraft 
des M ensdien in einer untragbaren 
W eise belastet.

Sofort beginnen!
Sidierlidi ist die Forderung nadi 

V erkürzung der Arbeitszeit keine 
Angelegenheit, die sidi über N adit 
durdisetzt. W ie aus dem V orste­
henden hervorgeht, soll sie in 
einem sdirittw eisen Vorgehen er- 
reidit werden. Aus diesem Grunde 
kann das Argument, der gegenwär­
tige Zeitpunkt sei ungeeignet, nidit 
als stidihaltig angesehen werden. 
Bei der Behutsamkeit und der vor- 
siditigen Methode, die die Gewerk­
sdiaften selbst für dieses Problem 
vorsdilagen, dürfte der Zeitpunkt 
keine allzu große Rolle spielen. 
Ganz allgemein hat es sidi einge­
bürgert, bereditigten W ünsdien 
der Gewerksdiaften zu begegnen 
mit der Antwort: „Im Prinzip Ja, 
aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
unmöglidi", eine Antwort, die wohl 
m ehr von taktisdien als sadilidien 
G esiditspunkten bestimmt ist.

Im übrigen ist aber nidit einzu­
sehen, warum gerade der gegen­
wärtige Zeitpunkt nidit der ridi- 
tige sein sollte. Allen V erlaut­

barungen offizieller Stellen und 
audi vielen Äußerungen aus Krei­
sen der W irtsdiaft nadi bewegt 
sidi die deutsdie W irtsdiaft zur 
Zeit auf den Höhepunkt der Kon­
junktur zu. Audi im deutsdien 
Außenhandel ist die Situation rela­
tiv  so günstig, daß daraus sdiwer 
eine ablehnende Stellungnahme 
zur 40-Stundenwodie begründet 
werden kann.

W ie sidi aus dem vorstehend Ge­
sagten ergibt, ist es bei einigen 
Anstrengungen durdiaus möglidi, 
durdi innere Rationalisierung und 
Steigerung der A rbeitsintensität 
Preissteigerungen zu vermeiden.

Facharbeitermangel ist ein 
aktuelles Problem

Audi der Hinweis auf verstärk­
ten  Fadiarbeiterm angel kann nidit 
als Gegenargument gegen die Ein­
führung der 40-Stundenwodie an­
erkannt werden. Ganz abgesehen 
davon, daß dieses Problem audi 
ohne eine Arbeitszeitverkürzung 
besteht, geht es in diesem Zusam­
m enhang von der Unterstellung 
aus, daß eine soldie Arbeitszeit­
verkürzung zu einem Rüdegang der 
Arbeitsleistung des Einzelnen füh­
ren  würde. Das eben ist n id it ridi- 
tig. Auf keinen Fall ist dem Fadi- 
arbeiterm angei abzuhelfen mit einer 
Negierung der A rbeitszeitverkür­
zung, vielmehr besteht die Not­
wendigkeit fortsdireitender Tedini- 
sierung und M edianisierung, ein 
Prozeß, der ohnehin sein eigenes 
Gewidit hat.

Tedinisdier und w irtsdiaftlidier 
Fortsdiritt ist nur dann sinnvoll, 
wenn er einmündet in den sozial- 
politisdien Fortsdiritt. W irtsdiaft 
und Tedinik sind — bei voller An­
erkennung ihrer großen Bedeu­
tung !— niemals Selbstzwedc, son­
dern stets nur ein M ittel zur besse­
ren Versorgung und umfassenden 
Befriedigung der Bedürfnisse des 
M ensdien. (S-n)

VEREINSBANK IN HAMBURG
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A us A rbeitgeberkreisen:

Das gesamtwirtsdiaftlidie Wachstum bestimmt das Maß 
von Lohnerhöhungen

D ie  40“Stundenwodie ist ein Ziel, 
das heute wohl von jedem als er­
strebensw ert anerkannt wird. Da­
neben stehen aber eine Reihe an­
derer sozialpolitischer Zielsetzun­
gen, wie etwa Erhöhung des 
Lebensstandards, V erbesserung un­
serer sozialen Sicherheit u. a., 
die mit der Verkürzung der 
Arbeitszeit in  einer echten Kon­
kurrenz stehen. Es ist keineswegs 
soziale Rückständigkeit, wenn man 
der Meinung ist, daß im gegenwär­
tigen Zeitpunkt die letzteren Ziele, 
insbesondere im Hinblick auf die 
noch immer unbefriedigende soziale 
Situation der Rentner und Unter­
stützungsempfänger, vor einer V er­
kürzung der Arbeitszeit den Vor­
rang haben. In jedem Fall handelt 
es sich aber hier um eine edite 
sozialpolitisdie Entscheidungsfrage 
darüber, in welche sozialen Bahnen 
m an das Wachstum unserer w irt­
schaftlichen Produktivität zukünftig 
hineinlenken soll. Selbstverständ­
lich könnte m an auch heute schon 
die Arbeitszeit auf 40 Stunden ein­
schränken; denn tatsächlidi wird 
in der deutsdien W irtschaft heute 
in einem Zeitraum von 40 Arbeits­
stunden — und zum Teil bei ge­
ringeren körperlidien Anstrengun­
gen — bereits mehr produzieit als 
vor einigen Jahren noch in einem 
Zeitraum von 48 Stunden. Diese 
Steigerung unserer wirtschaftlichen 
Produktivität hat die allgemeine 
Verbesserung unserer Lebenshal­
tung und die Schaffung zahlreicher 
Arbeitsplätze ermöglicht. Die grund­
sätzliche Entsdieidung heißt nun­
mehr ganz nüchtern: sollen wir 
diese verbesserte Versorgung gegen 
eine verkürzte Arbeitszeit ein- 
tauschen, oder müssen w ir auf dem 
bisherigen W eg noch einige Zeit 
voranschreiten, bis der Nachhol­
bedarf der arbeitenden Bevölke­
rung und die sozialen Bedürfnisse 
unserer Rentner und Unterstüt- 
zugsempfänger ausreichend befrie­
digt sind?

Versteckte Lohnerhöhung?
W enn man der Meinung ist, daß 

die gegenwärtige sozialpolitische 
Lage im Zusammenhang mit unserer

Beschäftigungs- und Exportsituation 
eine allgemeine Einsdiränkung der 
Arbeitszeit effektiv noch nicht zu­
läßt, dann muß die gewerkschaft­
liche Forderung nach Einführung 
der 40-Stundenwoche im Hinblick 
auf den geforderten Lohnausgleicii 
und die Überstundenzuschläge nur 
als eine getarnte Form zusätzlicher 
Lohnerhöhungen erscheinen. Auch 
die Mehrzahl der Arbeitnehmer 
ist sich über die beschränkten Mög­
lichkeiten einer realen Verkürzung 
der Arbeitszeit durchaus im klaren. 
Selbstverständlich w ird m an die zu­
sätzlichen Lohnerhöhungen per­
sönlich begrüßen. Diese psycholo­
gisch taktische Situation rechtfer­
tigt jedoch keineswegs die volks­
wirtschaftlichen Auswirkungen ei­
ner solchen zusätzlichen Lohner­
höhung. W ie jede generelle Lohn­
erhöhung muß sich auch die v e r ­
s t e c k t e  Lohnerhöhung (im Zuge 
einer rechnerischen, aber nicht ta t­
sächlichen Verkürzung der A rbeits­
zeit) in die Grenzen der volks­
wirtschaftlichen Produktivitätsstei­
gerung einordnen. Ein Blick auf 
die jüngsten Ergebnisse der Sozial­
produktberechnung des Statisti­
schen Bundesamtes zeigt anschau­
lich, welche Größenordnungen h ier­
bei nicht überschritten werden dür­
fen, wenn nicht allgem eine Preis­
steigerungen eintreten sollen. Nach 
diesen Berechnungen lag die Stei­
gerung der G esam tproduktivität') 
in den letzten Jahren zwischen 
3 und 4 “/o, bezogen auf die Ar­
beitsstunden der Erwerbstätigen 
sogar noch niedriger. Man müßte 
daher die durch Lohnausgleich und 
verm ehrte Überstundenzuschläge 
eintretenden Lohnerhöhungen auf 
mindestens 7 Jah re  verteilen, wenn 
keine Störungen des volksw irt­
schaftlichen Gleichgewichts eintre­
ten sollen. Aber auch diese Größen­
ordnungen könnten nur dann gel­
ten, wenn auf jede andere Form 
der d i r e k t e n  Lohnerhöhung im 
ganzen Zeitraum verzichtet würde. 
H ier erkennt man die Gefährlich­
keit der im gewerkschaftlichen 
Aktions-Programm ausgesproche­
*) N ettosozialprodukt zu F aktorkosten  in 
P reisen  von 1936 je  E rw erbstätigen, ohne 
m ithelfende Fam ilienangehörige.

nen Forderung nach direkter Lohn­
erhöhung bei gleichzeitiger Forde­
rung nach einer Verkürzung der 
Norm alarbeitszeit mit Lohnaus­
gleich.

Keine Privilegien schaffen l
In der bisherigen Diskussion 

wurde zuweilen die Frage aufge­
worfen, ob es nicht möglich sei, die 
Forderung nach A rbeitszeitverkür­
zung und Lohnausgleich in  denje­
nigen W irtsdiaftszweigen bevor­
zugt zu stellen und durchzuführen, 
in denen eine überdurchschnittliche 
Steigerung der Produktivität mög­
lich ist. Selbstverständlich könnte 
man beispielsweise in den Zweigen, 
die einen besonders hohen tech­
nischen Fortschritt aufweisen, die 
normalen A rbeitszeiten u. U. schnel­
ler verkürzen bzw. die Löhne u. U. 
schneller erhöhen als in den ande­
ren Zweigen, vielleicht sogar, ohne 
daß die Preise dieser begünstigten 
Wirtschaftszweige sich erhöhen. Ein 
solches V orgehen schafft jedoch 
volkswirtschaftlich gefährliche Privi­
legierungen. Vor allem in Zeiten 
der Hochkonjunktur w ürden die 
ohnehin knappen A rbeitskräfte ver­
stärkt in diese privilegierten W irt­
schaftszweige m it den einseitig ver­
besserten Arbeitsbedingungen hin­
eingezogen, was auch die übrigen 
W irtschaftszweige mit zurück­
bleibendem technischen Fortschritt 
zwänge, sich jenen verbesserten Be­
dingungen anzupassen.

Auch die W irtschaftszweige mit 
überdurchschnittlichem Wachstum 
dürfen daher ihre A rbeitsbedin­
gungen nicht über den volksw irt­
schaftlichen Durchschnitt hinaus 
steigern, wenn nicht die Preisent­
wicklung der übrigen Zweige und 
damit das Preisniveau ständig ge­
stört w erden soll. Es konunt hinzu, 
daß der A rbeitnehm er in den be­
vorzugten W irtschaftszweigen ja 
mit seinem erhöhten Lohneinkom­
men auch die Produkte aus den 
technisch zurückbleibenden W irt­
schaftszweigen einkaufen will. 
W enn seine überdurchschnittlich er­
höhte Kaufkraft sich den Produk­
ten  der schwächeren M ärkte zu­
wendet, steigen zwangsläufig seine 
Lebenshaltungskosten, auch wenn 
in s e i n e m  Betrieb und in s e i n e r  
Branche keine Preissteigerung ein­
getreten ist.

314 1955/V I



Verstärkte Zusammenarbeit 
der Sozialpartner

Aus diesem Grunde kann es auch 
nidit das Ziel einer sinnvollen So­
zialpolitik sein, auf der e i n z e 1 - 
b e t r i e b l i c h e n  Ebene einen 
überdurdisdinittlichen wirtschaft- 
lidien Fortsdiritt aussdiließlidi den 
Arbeitnehrnern dieser Betriebe zu­
kommen zu lassen. Gerade aus 
einzelbetrieblidien Fortsdiritten set­
zen sich die Fortschritte der Ge- 
samtwirtsdiaft zusammen. W enn der 
Fortsdiritt in den Betrieben un­
mittelbar und vorweg an  A rbeit­
nehmer dieser Betriebe verte ilt 
wird, besteht die Gefahr, daß ent­
weder die Arbeitnehmer anderer 
Betriebe und W lrtsdiaftszweige leer 
ausgehen, oder aber daß die ü b e r ­
b e t r i e b l i c h e  Lohn- und Tarif­
politik das Ergebnis dieser Fort- 
sdiritte n o c h  e i n  z w e i t e s  
M a l  (ohne Rüdcsidit auf die be- 
trieblidie Vorwegnahme) mit der 
Folge entsprediender Preissteige­
rungen verteilt. Es zeigt sidi somit 
eine doppelte M öglidikeit der Ku­

mulierung von Lohnforderungen:
1. eine Kumulierung v o n . offenen 
Lohnerhöhungen und von versteck­
ten Lohnforderungen in der Form 
von A rbeitszeitverkürzung bzw. des 
Lohnausgleidis,
2. eine Kumulierung von Lohn­
erhöhungen auf der betrieblidien 
und von Lohnforderungen auf der 
überbetrieblidien Ebene.

N ur wenn all diese Formen di­
rek ter und indirekter Lohnerhöhun­
gen auf der betrieblidien und aut 
der überbetrieblidien Ebene voll 
aufeinander abgestimmt werden und 
wenn sidi alle zusammen ln 
den Rahmen des durchschnittlidien 
gesamtwirtschaftlichen Wachstums 
einfügen, kann in  der gegenw är­
tigen Situation die Gefahr von all­
gemeinen Preissteigerungen ver­
hindert werden. Eine soldie Ab­
stimmung und volksw irtsdiaftlidie 
Grenzziehung bedarf jedoch einer 
verstärkten  Solidarität der Betriebe 
und einer Zusammenarbeit der 
Tarif- und Sozialpartner audi auf 
der hödisten Ebene. (Sp.)

Aus honjunkturpolitisd ier Sicht:

Produktivitätsausgleidi durch Rationalisierungszwang?

Alle ökonomisdien Überlegungen 
zur Frage der A rbeitszeitverkür­
zung müssen von einer konkreten 
Vorstellung ausgehen, in welchem 
Zeitraum die effektiv kürzere A r­
beitszeit erreicht sein soll. Auf län­
gere Sicht trägt die moderne, 
marktwirtsdiaitlidi geordnete In- 
dustriewirtschaft zweifellos eine 
wirksame Tendenz zu kürzerer Ar­
beitszeit in sich. Dies ergibt sidh 
unmittelbar aus dem fortsdireiten- 
den Tedinisierungsprozeß des Pro­
duktionsapparates, aber audi aus 
der notwendigen perm anenten Er­
höhung der Nominallöhne, die 
einen verstärkten Kapitaleinsatz 
zur Folge haben,

Absorbierung der 
Produktivitätsrate fü r  einen Zweck

Das ökonomisdie Problem der 
40-Stundenwodie muß also darin 
gesehen werden, daß man durdi 
eine besondere A ktion auf über­
betrieblicher Ebene innerhalb w e­
niger Jahre — etwa entsprediend 
dem Vorschlag Sdiarnowskis stu­
fenweise und generell in  4 Jahren 
oder gar nach einem anderen Vor­
schlag aus Gewerksdiaftskreisen in

3 Jahren — die 40stündige A rbeits­
woche allgem ein durdiführen will, 
und zwar auf der Basis des jetzigen 
W odienlohnes. Die Produktivitäts­
zunahme der nädisten 3 oder 4 
Jahre soll also für die Freizeit­
finanzierung eingesetzt werden.

Für den speziellen Zweck des 
Produktivitätsausgleichs, den die 
Arbeitszeitreduktion verlangt, wird 
also jährlid i eine Zuwadisrate von 
mindestens 5®/» des Sozialprodukts 
pro Beschäftigten benötigt. W ird 
diese Quote jährlich gerade er­
reicht, so bleibt neben der Bean- 
sprudiung für die Freizeitverm eh­
rung kein Produktivitätsspielraum 
übrig, um andere Fortsdiritte zu 
erzielen: w eder Lohnerhöhungen 
der durdi die verkürzte Arbeitszeit 
begünstigten Arbeitnehmer, nodi 
Lohnerhöhungen der nidit begün­
stigten Arbeitnehmerschaft oder 
sonstige Einkommenserhöhungen in 
anderen Schichten, vor allem der 
abgeleiteten Einkommen sozial 
sdiwacher Gruppen, oder schließ- 
lid i eine Senkung des allgemei­
nen Preisniveaus. Die kurzfristige 
Durdisetzung der 40-Stundenwoche

würde ein „Stillhalteabkommen" 
aller Gruppen der Volkswirtsdiaft 
hinsichtlidi ihrer W ünsdie und 
Forderungen m aterieller Besser­
stellung erfordern, die ja  nur im 
W ege der Verteilung des gesamt- 
w irtsdiaftlidien Produktivitätserfol­
ges erfüllt werden können.

Diese Vorstellung ist natürlidi 
für eine moderne dynam isdie und 
auf Expansion angelegte Volks­
wirtschaft untragbar und unreali- 
stisdi. Nur von einer straff organi­
sierten Planwirtschaft kann man 
eine soldie einseitige Absorbierung 
des volksw irtsdiaftlidien Produk­
tivitätserfolges, etwa zugunsten 
staatlidier Rüstungsbedürfnisse, er­
warten. Aber selbst hier sind der 
„Fortschritts"-Dirigierung Grenzen 
gesetzt, wie die jüngste wirtschafts­
politische Vergangenheit östlidier 
D iktaturen in  der Frage der Kon­
sumdrosselung erkennen ließ. Die 
W irtschaftspolitik der M arktw irt­
schaft dagegen kann den w irt­
schaftlichen Fortsdiritt immer nur 
auf einer breiten Front realisieren. 
Der volkswirtschaftliche Produk­
tivitätserfolg ist jew eils auf zahl- 
reidie, partielle wie audi gesamt- 
wirtschaftlidie Interessen, die m it­
einander rivalisieren, umzulegen. 
Man kann vielleicht sagen, daß der 
freiheitlidie und soziale Charakter 
der W irtschaftsordnung um so mehr 
gestärkt wird, je  breiter die N ut­
zung des gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätszuwachses gestreut 
wird.

W ird die Produktivitätsrate durch
Arbeitszeitverkürsung erhöht?
Die breite Sozialdynamik der ex­

pansiven W irtschaft w ird also nach 
diesen Überlegungen abgebremst 
zugunsten einer einzigen „Wachs­
tumsstelle": der Freizeitverm eh­
rung. Dieser Sicht wird aber nun 
eine einseitige und statische Kau- 
salitätsbetraditung vorgeworfen: 
Nicht allein Produktivität ermög­
lidit Freizeit, sondern die einmal 
geschaffene Freizeitverm ehrung be­
einflußt wiederum die Produktivi­
tät günstig, so lautet eine etwas 
vereinfachte These. Die Verknap­
pung des Arbeitsangebotes übt 
einen Rationalisierungszwang aus, 
der die gesamtwirtschaftliche Kom­
bination zu einem neuen Optimum 
tendieren läßt, das einen höheren 
Produktivitätsgrad aufweist. Im Zu­

1955m 315



sammenwirken mit einer Steige­
rung der A rbeitsintensität durdi 
eine bessere physisdi-psydiisdie 
Verfassung des Arbeiters, nidit 
durdi eine stärkere Anspannung, 
erreidit dieser organisatorisdie und 
vor allem kapitalintensive Ratio­
nalisierungsprozeß eine zusätzlidie 
Produktivitätsrate, so daß die Ar­
beitszeitverkürzung sidi in  weni­
gen Jahren selbst finanziert.

Die Rüdiwirkung der Höhe des 
A rbeitsentgelts (einsdiließlidi Frei­
zeitvermehrung) auf die unterneh- 
m erisdie Produktionskombination 
ist natürlid i eine treibende Kraft 
zur Produktivitätssteigerung, die 
n id it übersehen w erden darf. Die 
V erteuerung des Produktionsfak­
tors Arbeit veranlaßt den Unter­
nehmer, den Einsatz der A rbeits­
kraft so zu organisieren bzw. mit 
anderen Produktionsmitteln zu kop­
peln, daß die Leistung pro A rbeits­
einheit gesteigert wird. Dieser 
Drude von seiten der Arbeitskosten 
zur Rationalisierung ist aus dem 
m arktw irtsdiaftlidien Fortsdiritts- 
prozeß gar nidit wegzudenken.

Sind die Rationalisierungsmittel 
sofort greifbar?

Voraussetzung dafür, daß dieser 
Drudi von den Unternehm ern audi 
abgefangen werden kann, ist aber, 
daß die hierfür erforderlidien Pro­
duktionsm ittel und Produktions­
reserven, seien es Produktions­
potential, organisatorisdie Verbes- 
serungsm öglidikeiten, Neuinvesti- 
tions- oder M odernisierungskapital, 
audi kurzfristig greifbar und ein- 
setzbar sind. Solange der Ratio- 
nalisierungsdrudt partiell mit Ten­
denz zur Angleidiung erfolgt und 
den Betrieben und Brandien immer 
w ieder eine gewisse Atem pause 
zur Einholung der Produktivität aus 
eigener Kraft gewährt, tr itt das 
volksw irtsdiaftlidie Ergebnis, die 
Anhebung des gesamtwirtsdiaft- 
lidien Produktivitätsniveaus, tat- 
sädilidi aud i ein.

Mit diesem der M arktw irtsdiaft 
immanenten Trend einer wedisel- 
seitigen Beeinflussung von Lohn 
und Produktivität kann man jedodi 
das im Zuge der A rbeitszeitver­
kürzung in wenigen Jahren zu 
lösende ökonomisdie Problem nidit 
gleidisetzen. Einmal geht es hier 
nidit um die Angleidiung von par­
tiellen Produktivitätsgraden, son­

dern angesidits der generellen 
Durdiführung der 40-Stundenwodie 
muß zumindest der industrielle 
Produktivitätsstand insgesam t ent- 
sprediend gehoben werden. Sodann 
ist das Ausmaß der notwendigen 
Steigerung so groß, daß die erfor- 
derlidie Neukom bination der Pro­
duktionsfaktoren zum entsdieiden- 
den Teil n id it betriebsorganisato- 
risdi, sondern durdi Kapitaleinsatz 
gelöst w erden muß. Erst hiermit 
wird audi eine Steigerung der A r­
beitsintensität, die keine körper- 
lidi-nervlidie M ehrbelastung be­
deutet, ermöglidit. Drittens ist 
die konjunkturelle Gesamtsitua­
tion unserer W irtsdiaft zu beadi- 
ten, die deutlidi absolute Grenzen 
für einen Rüdigriff auf volkswirt- 
sdiaftlidie Reserven an  Arbeit und 
Kapital aufweist, besonders nadi- 
dem im Mai d. J. mit einer Ar­
beitslosenrate von 4"/o die Voll- 
besdiäftigung erreidit wurde. Die 
gegenwärtige H odikonjunktur hat 
die Tendenz zu einer weiteren An­
spannung durdi den rasdien Rüds- 
gang des A rbeitskräfte-Nadiwudises 
bis 1960 und durdi den Abzug von 
mindestens einer halben Million 
körperlidi und fadilidi besonders 
leistungsfähiger A rbeitskräfte für 
den W ehrdienst.

Allein sdion durdi diese An­
spannungsfaktoren werden den Un­
ternehm ungen Rationalisierungs­
aufgaben gestellt, die nur durdi 
Kapitalintensivierung zu lösen sind 
und zeitweilig einen Teil der Pro­
duktivitätszunahm e in Ansprudi 
nehmen werden.

Von einem  Sozia lpo litiker;

Kein Raum fü r  
geballten K apitaleinsatz

W enn auf Grund der obigen 
Überlegungen angesidits der V iel­
falt und gleidizeitigen Dringlidi- 
keit w irtsdiaftspolitisdier Zielset­
zungen (darunter audi von den 
Gewerksdiaften geforderte Tarif­
lohnerhöhungen, Arbeitssdiutzmaß- 
nahm en und A ngleidiung der 
Frauenlöhne) nur ein sehr besdiei- 
dener Teil der 4 “/oigen Produktivi­
tä tsra te  für eine A rbeitszeitredu­
zierung ta tsäd ilid i in Frage kom­
men kann, so müßte der entsdiei- 
dende Teil des jährlid i erforder- 
lidien 5 Voigen Produktivitätsaus- 
gleidis durdi den Rationalisierungs- 
drudc erzwungen werden. Für 
einen derartig  breiten und gleidi- 
zeitig einsetzenden, einen „geball­
ten" Kapitaleinsatz erfordernden 
Drude bietet unsere gegenwärtige 
W irtsdiaft einen völig ungenügen­
den Reserven-Spielraum. S ta tte ines 
Produktivitäts- und eines positiven 
Konjunkturimpulses müßte man 
vielm ehr mit der Gefahr einer Kon­
junkturübersteigerung redinen, da­
durdi daß ein kosten- und preis­
steigernder W ettlauf nadi zu- 
sätzlidien Kapitalm itteln einsetzen 
würde. Das für die Kapitalauf­
bringung notwendige Zwangssparen 
der Konsumenten könnte sehr 
rasd i und nodi w eit vor dem Ziel 
der effektiven 40-Stundenwodie die 
K onjunkturerw artungen umsdila- 
gen lassen. Ein inflationistisdies 
Klima würde aber die M öglidikeit 
eines Produktivitätsausgleidis end­
gültig unterbinden. (Co)

Eine Synthese zwisdien den Auffassungen ist m öglidi

M a n  kann sagen, daß im allge­
meinen die Diskussion um die 40- 
Stundenwodie von den Sozialpart­
nern maßvoll geführt wird und daß 
die beiderseitig angeführten sadi- 
lidien Argumente, wenn sie audi 
n id it immer ganz ihren interessen- 
politisdien Ursprung verbergen, die 
M öglidikeit einer vernünftigen 
Synthese in sid i tragen.

Einig ist man sidi darüber, daß 
die produktionstedinisdie Entwidi- 
lung die Tendenz nadi A rbeitszeit­
verkürzung in sidi trägt. M an ist 
sidi einig, daß eine Arbeitszeit­
verkürzung aus hum anitären und

hygienisdien Gründen im Interesse 
der Erhaltung der A rbeitskraft be­
grüßenswert ist. Einig ist man sidi 
ferner darüber, daß die A rbeits­
zeitverkürzung nur im Rahmen des 
Produktivitätsfortsdiritts vor sidi 
gehen kann. Und das bedeutet im 
Grundsatz viel, wenn m an sidi audi 
darüber streiten  mag, wieviel dem 
Produktivitätsfortsdiritt zugemutet 
w erden kann. V ersdiiedener Mei­
nung ist man allerdings über den 
Zeitpunkt, zu dem eine soldie A k­
tion gestartet werden kann, imd 
über das Sdirittmaß, in dem sie 
durdigeführt werden kann.

316 1955/V I



Es kann, nidit bestritten werden, 
daß die fortsdireitende Tedinisie- 
ning der W irtsdiaft höhere Anfor­
derungen an den arbeitenden Men­
sdien stellt, und zwar n id it an  die 
physisdien Kräfte, sondern an ihre 
psydiisdie Anspannung. Die früh­
zeitige Zermürbung des M ensdien, 
ganz gleidi ob er geistig oder kör- 
perlidi tätig ist, ist ein  Zeidien der 
Zeit. Die Erhaltung der A rbeitskraft 
als w ertvollstes volkswirtsdiaft- 
lidies Kapital reditfertigt die For­
derung nadi Arbeitszeitverkürzung. 
Dieses Argum ent ist aber nur dann 
durdisdilagend, w enn die V erkür­
zung der Arbeitszeit nidit nur tarif- 
politisdi ihren N iedersdilag findet, 
sondern effektiv durdigeführt w er­
den kann, und diese effektive 
Durdiführung muß audi garantiert 
werden.

Bei einer Arbeitsm arktlage, die 
praktisdi der Vollbesdiäftigung 
gleidikommt, liegt die durdisdinitt- 
lidie Arbeitszeit gegenwärtig über 
48 Stunden, und es gibt umfang- 
reidie Berufs- und W irtsdiafts- 
zweige, wo sie 60 Stunden erreidit, 
ganz abgesehen von den n id it er­
faßten und n id it vergüteten M ehr­
stunden, die nodi von großen Tei­
len der A ngestelltensdiaft geleistet 
werden. Es liegt also die Frage 
nahe, ob eine allgemeine effektive 
A rbeitszeitverkürzung nidit einen 
unerträglidien Drude auf den A r­
beitsm arkt ausüben wird, d. h. mit 
anderen W orten, daß das A rbeits­
kraftpotential unserer Volkswirt- 
sdiaft n id it m ehr ausreidit. Dem­
gegenüber ist es zweitrangig, ob 
das betrieblidie Ergebnis eine A r­
beitszeitverkürzung gestattet.

Es wird die Hypothese aufge­
stellt, daß die durdi Arbeitszeit­
verkürzung gesteigerte Leistungs­
fähigkeit eine zusätzlidie Produk­
tivitätssteigerung bewirkt, die den 
Arbeitszeitausfall wettm adit. Na- 
türlidi kann diese Hypothese audi 
nur bei einer effektiven Durdi­
führung Gültigkeit haben. Sidierlidi 
mögen in vielen Betrieben Lei­
stungsreserven vorhanden sein, die 
durdi eine organisatorisdie Ratio­
nalisierung und durdi Erhöhung 
der Arbeitsfreude mobilisiert w er­
den können. Man muß aber hierbei 
beaditen, daß besonders in der 
kapitalintensiven Industrie der A r­
beitsrhythmus weniger von der

m ensdilidien Leistungsfähigkeit als 
vielm ehr vom Grad der Tedini- 
sierung bestimmt wird. Eine tedi- 
nisdie Rationalisierung aber erfor­
dert Kapitalinvestitionen, die vom 
Sozialprodukt abgezweigt werden 
müssen, d. h. bei gleidi bleibendem 
Lebensstandard nur aus dem regu­
lären Produktivitätsfortsdiritt ge­
wonnen w erden können.

W enn w ir uns je tzt nadi einer 
M öglidikeit der Synthese der Auf­
fassungen Um sehen, so dürften sidi 
dafür folgende Riditlinien heraus- 
stellen: Die konjunkturpolitisdie 
Empfindlidikeit unserer W irtsdiaft 
empfiehlt ein sehr vorsiditiges Vor­
gehen, das bei erkennbarem  Erfolg 
progressiv ausgestaltet werden 
sollte. Man sollte sidi darüber klar 
sein, daß nur die effektive A rbeits­
zeitverkürzung in dieses A ktions­
programm einbezogen werden darf. 
Dafür is t es Voraussetzung, daß zu­
nädist die überdurdisdinittlidien 
Arbeitszeiten abgebaut werden. Es 
sollte jede M öglidikeit zur organi- 
satorisdien Rationalisierung im 
Dienste der Arbeitszeitverkürzung

ausgenutzt werden. W arum sollte 
n id it durdi ein Stillhalteabkommen 
die Konkurrenz gewisser sozial- 
politisdier Ansprüdie eingesdiränkt 
werden? So könnten beispielsweise 
für eine Anlaufzeit generelle Lohn­
erhöhungstendenzen im Interesse 
der Arbeitszeitverkürzung und des 
damit verbundenen Lohnausgleidis 
besdinitten werden. Rationalisie­
rungsinvestitionen sollten in den 
Dienst einer zu erw artenden gene­
rellen Arbeitszeitverkürzung ge­
stellt werden. Bei einer vorsidi- 
tigen Inangriffnahme des Versudis, 
der sidi allerdings n id it au t ein­
zelne begünstigte W irtsdiafts- 
zweige begrenzen darf, wird man 
sehr bald erkennen, in weldiem 
Maße die m ensdilidie Leistungs­
steigerung eine zusätzlidie Produk­
tivitätssteigerung sdiafft. Erst aus 
diesen Erfahrungen heraus würde 
ein progressiver Phasenplan aufge­
stellt werden können, der das er­
strebte Ziel v ielleidit audi ohne 
Besdineidung der konkurrierfinden 
sozialpolitisdien Anliegen in ab­
sehbarer Zeit sidierstellt. (h)
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